
 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

 

 

 

 

 
 
 
 
 

Sehr geehrter Herr Oberbürgermeister Dr. Dudda, 

die Grüne Fraktion bittet Sie, diesen Antrag in die Tagesordnung der Sitzung des Rates am 
18.02.2025 aufzunehmen. 

 

 

BESCHLUSSVORSCHLAG: 

Der Ausschuss für Soziales, Arbeit, Gesundheit und Senioren sowie der Schulausschuss werden 
um jeweils zwei beratende Sitze gemäß § 58 III GO NRW erweitert, die durch das Kinder- und 
Jugendparlament Herne personell selbstständig besetzt werden dürfen. Mit diesen Sitzen 
gehen Rede- und Antragsrecht einher. 

 

 

 

BEGRÜNDUNG: 

Das Kinder- und Jugendparlament ist seit 1995 eine zentrale Institution für die politische 
Partizipation junger Menschen in unserer Stadt, konnte allerdings bisher nicht regelmäßig an 
kommunalpolitischen Prozessen teilhaben. Gerade im Rahmen der zweiten Zukunftskonferenz am 
09.01.2025 ist deutlich geworden: Eine bessere Verzahnung mit den anderen politischen Gremien 
der Stadt ist geboten, um einen konstanten Wissensaustausch über die drängenden Probleme, 
aber auch über bestehende städtische Projekte sicherzustellen. Bereits in der Sitzung haben wir 
daher den Vorschlag gemacht, dass Vertreter*innen des KiJuPa zukünftig dauerhaft zu den 
Sitzungen der für sie in besonderem Maße relevanten Ausschüsse geladen werden sollen - ein 
Vorschlag, der auf breite Zustimmung bei den jeweiligen Ausschussvorsitzenden stieß. Mit diesem 
Antrag soll nun eine Festschreibung der angestrebten Jugendpartizipation bezweckt werden. 
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Dass einer solchen Regelung keine rechtlichen Bedenken entgegenstehen, hat ein für das 
Deutsche Kinderhilfswerk erstelltes und 2022 veröffentlichtes Rechtsgutachten gezeigt.  

 

Für den Ausschuss für Kinder, Jugend und Familie als sondergesetzlichem Ausschuss, der 
selbstverständlich ebenfalls zu den Ausschüssen zählt, die das KiJuPa besonders betreffen, werden 
wir angesichts seiner Stellung als sondergesetzlicher Ausschuss einen Antrag mit gleicher 
Zielrichtung zu Beginn der kommenden Legislatur stellen, um eine entsprechende 
Satzungsänderung herbeizuführen. 

 

 

 

 

Für die Grüne Fraktion 

 
 
 
 
 

Justus Lichau 
Stadtverordneter 


